Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 2765 


Sachgebiet 2030 


Vorblatts 


Teilzeitbeschäftigung und langfristige Beurlaubung 
von Beamtinnen und Richterinnen 

(Mündlicher Bericht des Innenausschusses) 


A. Problem 

Durch das Sechste Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften ist im Jahre 1969 die Mög- 
lichkeit geschaffen worden, Beamtinnen und Richterinnen lang- 
fristig zu beurlauben oder sie als Teilzeitarbeitskräfte vorüber- 
gehend zu beschäftigen. Die Bundesregierung sollte bis zum 
31. März 1971 über die Erfahrungen mit der gesetzlichen Neu- 
regelung berichten und gegebenenfalls erforderliche Ände- 
rungsvorschläge unterbreiten. 


B. Lösung 

Der vom Bundesininister des Innern fristgerecht erstattete 
Bericht weist aus, daß sich die Neuregelung bewährt hat. Ein 
abschließendes Urteil über Änderungsvorschläge enthält der 
Bericht noch nicht. Der Ausschuß ist aber der Auffassung, daß 
Artikel 3 des Grundgesetzes gebietet, auch Beamten unter be- 
stimmten Voraussetzungen die Möglichkeit für eine langfristige 
Beurlaubung oder für eine Teilzeitbeschäftigung zu gewähren, 
und daß die für die Beurlaubung maßgebenden Altersgrenzen 
der zu betreuenden Kinder mit dem Ziel einer Heraufsetzung 
überprüft werden müssen. Ferner soll die Betreuung von 
pflegebedürftigen Angehörigen als Voraussetzung anerkannt 
werden. Der Ausschuß hat sich daher für die Vorlage eines 
entsprechenden Gesetzentwurfs bis zum 31. Dezember 1972 
ausgesprochen. 


C. Alternativen 


keine 


D. Kosten 

können frühestens im Haushaltsjahr 1973 entstehen, wenn ein 
entsprechendes Anderungsgesetz in Kraft tritt. 
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Berichterstatter; 

Abgeordnete Frau Tübler 


Antrag des Ausschusses 


Die Bundesregierung wolle beschließen, 

1. den Bericht — Drucksache VI/2064 — zustimmend zur Kennt- 
nis zu nehmen, 

2. die Bundesregierung wird ersucht, 

a) im Benehmen mit den Ländern die in dem Bericht — 
Drucksache VI/2064 — genannten Änderungsvorschläge 
zu prüfen und dem Deutschen Bundestag bis zum 31. De- 
zember 1971 einen entsprechenden Gesetzentwurf zuzu- 
leiten, 

b) hilfsweise bis zu diesem Zeitpunkt erneut zu berichten, 
falls mit den Bundesländern eine Übereinstimmung über 
die vorzunehmenden Gesetzesänderungen nicht erreicht 
werden kann. 


Bonn, den 22. Oktober 1971 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Frau Tübler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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